
 

      

 
  

   
 

 

           
      

           
       

      
           

         
         

     
       

        
      

   
    

 

   

        
            
          

         

          

               

           

       
      

      

THEMENSCHWERPUNKT 

„STICHWORT: STAATLICHE ANERKENNUNG“ 

Staatliche Anerkennung – Entwicklungslinien eines 
schwierigen Themas 

Roland Merten 

Das Thema „Staatliche Anerkennung“ ist aufs Engste (1) mit der Geschichte so-
zialpädagogischer/sozialarbeiterischer Berufe verbunden und durchzieht diese 
seit ihren Anfängen als Ausbildungsberufe. In ihm spiegelt sich (2) die „gebro-
chene Zweistufigkeit“ (Pfaffenberger 1993, S. 15) der Ausbildungsgänge und -
orte (Fachhochschulen, Universitäten) sowie (3) die terminologische Differenz 
zwischen Sozialarbeit und Sozialpädagogik. Und nicht zuletzt ist mit ihr (4) der 
Zugang zum einschlägigen Tätigkeitsfeld angesprochen. Die Diskussion um die 
Staatliche Anerkennung bewegt sich folglich auf unterschiedlichen Arenen der 
Berufs-, Institutionen-, Disziplin- und Professionsgeschichte. 

In der Debatte um eine Staatliche Anerkennung vermischen sich deshalb 
oft unterschiedliche Argumente und Diskussionsebenen. Im Folgenden geht es 
darum, einerseits Entwicklungslinien der Ein- und Fortführung einer Staatli-
chen Anerkennung sowie andererseits die aktuellen juristischen Auseinander-
setzungen um sie nachzuzeichnen. 

Entwicklungslinien und Problemlagen 

1. Periode: 1918-1933 

Mit der Gründung der ersten sozialen Frauenschule durch Alice Salomon in Ber-
lin im Jahr 1908 wurde Soziale Arbeit verberuflicht (vgl. Salomon 1927, S. 8ff.). 
Es entstanden in rascher Folge bis zum Ersten Weltkrieg vielfältige Schulneu-
gründungen. Dieser Trend wurde durch den Krieg zusätzlich befördert. 

„In den Jahren 1916-1918 wurden allein dreizehn Schulen gegründet. Dieses Gründungsfie-

ber hielt bis zum Jahre 1919 an. Seit 1920 sind nur noch sechs Schulen hinzugekommen. 

Die staatlichen Anforderungen schoben einen Riegel vor.“ (Salomon 1927, S. 9) 

Diese starke Expansion, die hier freundlich als Gründungsfieber bezeichnet 
wird, darf den Blick darauf nicht verstellen, dass die Neugründungen der sozi-
alen Frauenschulen gleichsam wildwüchsig entstanden, Curricula noch nicht 
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(systematisch) ausgearbeitet waren und die allermeisten Schulen in freier Trä-
gerschaft entstanden. 

„Im Jahre 1919 bestanden: 8 von Vereinen getragene interkonfessionelle Schulen, 12 von 

Vereinen getragene konfessionelle Schule, 6 von öffentlichen Körperschaften getragene 

Schulen. Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß die Gründung von sozialen Frauenschulen 

in diesen Jahren vielfach überhastet vorgenommen wurde. Die Leistungen der Schulen wur-

den dadurch beeinträchtigt, das Berufsniveau gedrückt. Das alles drängte zu einer Verein-

heitlichung von Ausbildungsziel und Methode, von Aufnahmebedingungen und Lehrplan.“ 

(Salomon 1927, S. 9) 

Die von Salomon erwähnten Anforderungen fanden nach einer streitigen De-
batte zwischen den Vertreterinnen der sozialen Frauenschulen sowie dem Kul-
tus- und Innenministerium erstmals 1918 in den „Vorschriften über die staat-
liche Prüfung von Fürsorgerinnen“ ihren Niederschlag. Hierin ist – neben cur-
ricularen Fragen – ein doppeltes Anerkennungserfordernis enthalten: Einer-
seits muss die jeweilige Schule staatlich anerkannt sein, andererseits muss die 
jeweilige Absolventin eine Staatliche Anerkennung erwerben. Zu letzterem 
Erfordernis heißt es in § 17: 

„Nach bestandener Prüfung hat die Bewerberin ein Probejahr in der praktischen Wohlfahrts-

pflege und Fürsorge abzuleisten. Sofern sie sich hierbei bewährt und dies nach Abschluß des 

Probejahres durch eine Bescheinigung der zuständigen unteren Verwaltungsbehörde (Landrat, 

Bürgermeister) oder des zuständigen Kreisarztes oder des Leiters (Leiterin) einer öffentlichen 

Fürsorgestelle usw. nachweist, erhält sie die staatliche Anerkennung als Fürsorgerin.“ (Her-

vorhebung im Original) 

Nach dem diese Vorschriften ersetzenden „Erlaß vom 22. Oktober 1920, betr. 
Staatliche Prüfung von Wohlfahrtspflegerinnen und Richtlinien über die Aus-
führung der Vorschriften – III P 660 –“ wird in § 17 die Staatliche Anerken-
nung jetzt als „Wohlfahrtspflegerin“ fixiert, die nach Bewährung und Führung 
[sic!] sowie nach Vollendung des 24. Lebensjahres verliehen wird. Während 
der curricularen Ausgestaltung mit dem Erlass von 1920 weitestgehend den 
Wünschen der sozialen Frauenschulen entsprochen wurde (vgl. Salomon 1927, 
S. 35), finden sich zu den Veränderungen zur Staatlichen Anerkennung keine 
weiteren Hinweise. Sie ist als Thema eher am Rande mitgelaufen. 

Das Thema Staatliche Anerkennung stand auch in den Folgejahren trotz einer 
intensiven Debatte auf einer Tagung im Jahr 1924 (vgl. Preußisches Ministerium 
für Volkswohlfahrt 1926) und trotz vielfältiger Änderungen (vgl. Preußisches 
Ministerium für Volkswohlfahrt 1930, S. 10) bis 1933 nicht im Zentrum der 
Aufmerksamkeit; lediglich die Anpassung der Erlasse für die männlichen Wohl-
fahrtspfleger erzeugte Regelungsbedarf. Dieses Desinteresse stand indes in ei-
nem eklatanten Missverhältnis zu den internen Schwierigkeiten, die mit dem 
Probejahr verbunden waren. Es schien weniger der Qualifizierung zu dienen, 
sondern eher als ein arbeitsmarktpolitisches Regulativ mit fehlender tariflicher 
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Sicherheit zu wirken, wie die Untersuchung von Beutz (1930) zeigte. Parallel 
wurde ein soziales Referendariat eingefordert, mit dem Akademiker unterschied-
licher Provenienz auf die Spezifik der Wohlfahrtspflege orientiert werden soll-
ten. Hier war die Erziehungswissenschaft durch Hermann Nohl noch mit im 
Boot (Jeserich 1929, Sp. 1059; vgl. auch Muthesius 1931, S. 592 m. w. N.). 

In den Folgejahren 1933 bis 1945 wurde der gesamte Prozess der Verberufli-
chung unterbrochen und deformiert – in wissenschaftlicher wie berufspraktischer 
Hinsicht (vgl. detailliert Lange-Appel 1993, S. 175ff.; Amthor 2003, S. 400ff.). 

2. Periode: 1945-1969 

Die mit dem „Dritten Reich“ verbundene Zäsur wurde eher durch eine rück-
wärtsgewandte Verlegenheitslösung überwunden. Denn das nach dem Krieg 
bestehende rechtliche Vakuum wurde „durch Rückgriff auf die preußische 
Prüfungsordnung von 1920 gefüllt; die sie konkretisierenden Richtlinien von 
1930 durften bis in die Sechzigerjahre benutzt werden. Aber nicht nur die cur-
riculare, sondern auch die organisatorische Ausgestaltung der Ausbildung 
knüpfte an die bereits zu Beginn der Weimarer Republik festgesetzten Bedin-
gungen an: Der reguläre Kurs umfasste zwei Jahre, bevor die staatliche Aner-
kennung für den Fürsorgeberuf – der Begriff der Volkspflege wurde auf Grund 
seines unerwünschten ideologischen Gehalts 1945 fallen gelassen – ausgespro-
chen wurde“ (Lange-Appel 1993, S. 219). 

Die konkreten Schritte sahen folgendermaßen aus: 1951 wurde durch ein Ar-
beitstreffen der Konferenz der Wohlfahrtsschulen in Treysa versucht, eine ein-
heitliche Gestalt der Ausbildung zu erreichen. Allerdings hatten die Treysaer Be-
schlüsse lediglich Empfehlungscharakter. In der Folge setzte eine völlig dispa-
rate Entwicklung der Ausbildungsstrukturen ein. Das heißt, die „gefaßten Be-
schlüsse führten in den folgenden Jahren zu so uneinheitlichen Änderungen der 
Ausbildungsordnungen, daß schließlich die gegenseitige Anerkennung der Ab-
schlüsse gefährdet schien“ (Nootbaar 1983, S. 297). Damit war durch die Trey-
saer Beschlüsse keine Vereinheitlichung der Ausbildung erreicht, lediglich die 
Staatliche Anerkennung wurde unhinterfragt weitergeführt. 

Deshalb fand 1958 in Düsseldorf eine Länderkonferenz statt, an der alle 
maßgeblichen Akteure der Wohlfahrtspflege beteiligt waren (vgl. Lange-Ap-
pel 1993, S. 221f.) und in deren Folge der Entwurf einer einheitlichen Ausbil-
dungs- und Prüfungsordnung stand. Wenngleich dieser Entwurf als landes-
rechtliche Regelung nur Nordrhein-Westfalen betraf, so war mit ihm zugleich 
die sich später erfüllende Hoffnung verbunden, „daraus die Grundlinien und 
Konturen der künftigen deutschen Sozialarbeiterausbildung abzulesen und sie 
in Beziehung zu den Intentionen der Gründerinnen des Berufs zu setzen“ (Wol-
lasch 1960, S. 257, Hervorhebung im Original). Zudem wurden die Sozial- und 
Wohlfahrtsschulen ab 1959 in „Höhere Fachschulen für Sozialarbeit“ umbe-
nannt, gleichzeitig erfolgte eine in der Berufspraxis schon gängige Vereinheit-
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lichung der Berufsbezeichnung: „Sozialarbeiter“ (vgl. RdErl. vom 23.2.1959, 
§ 11 Abs. 1; ferner Utermann 1963, S. 340). 

Unter der Hand erfolgte eine weitere Änderung: Wurde mit dem Begriff 
des Probejahres im Erlass von 1920 noch die nachschulische Beschäftigung 
(Ausbildung) im Feld der praktischen sozialen Arbeit definiert, so wandelte 
sich das im § 6 des Runderlasses von 1959. Nach Ablauf des ersten Ausbil-
dungsjahres sollte in einer Konferenz festgestellt werden, „ob die Studierenden 
nach den gezeigten Leistungen und ihrem sonstigen Verhalten zur Fortsetzung 
des Besuches der Höheren Fachschule für Sozialarbeit zugelassen werden.“ 
Die Staatliche Anerkennung fand eine detaillierte Regelung zum nunmehr 
„Berufspraktikum“ genannten nachschulischen Ausbildungsabschnitt in den § 
19 bis 28, die in der Grundstruktur bis heute im Wesentlichen unverändert fort-
gelten: sechs Monate angeleitete Tätigkeit im Innendienst einer staatlichen 
oder kommunalen Behörde, sechs Monate sonstige Tätigkeit bei einem freien 
oder öffentlichen Träger (§ 19 Abs. 2 und 3). Abgeschlossen wird das Berufs-
praktikum mit einem Kolloquium (§ 22 Abs. 1). Danach kann die Verleihung 
der Staatlichen Anerkennung beantragt werden. 

Die Klarheit der Regelungen kann jedoch nicht über die unverändert fortbe-
stehenden Probleme hinwegtäuschen. Die finanziellen Unzulänglichkeiten bei 
der Absicherung während des Berufspraktikums, die bereits aus den 1920er Jah-
ren bekannt waren (vgl. Beutz 1930), bestanden so auch in den 1950er Jahren. 

„Die augenblickliche Finanzlage wirkt sich für die junge Nachwuchskraft besonders ungüns-

tig aus. Jede Stelle muß sparen, und sie tut es in erster Linie da, wo sie zunächst keine Ver-

pflichtung sieht, an der Berufsanfängerin. Der einzige Ausweg aus diesem Dilemma war die 

Zwischenlösung der Einstellung als Praktikantin mit einem Unterhaltszuschuß von 120 DM 

brutto im Monat. Unter Berücksichtigung der langen Ausbildungszeit und der beruflichen 

Leistung, der diese Vergütung in keiner Weise entspricht, ist das unbefriedigend und sollte 

auf die Dauer nicht so bleiben.“ (Junk 1954, S. 123) 

Mit der Verabschiedung des Bundessozialhilfegesetzes (BSHG vom 5. Juli 
1961) und des Jugendwohlfahrtsgesetzes (JWG vom 11. August 1961) wurde 
ein zweiter Reformschritt in Angriff genommen, der für die weitere Entwick-
lung der beruflichen Sozialarbeit relevant wurde. Zur Erledigung der anstehen-
den sozialpädagogischen Aufgaben wurde hier jeweils das Fachkräftegebot 
normiert (§ 102 BSHG; § 16 Abs. 3 JWG) – die Staatliche Anerkennung findet 
in beiden Gesetzen keine Erwähnung. Hintergrund des expressis verbis einge-
führten Fachkräftegebots war der eklatante Mangel an fachlich einschlägig 
qualifiziertem Personal, insbesondere in den Jugendämtern. Denn bezogen auf 
das Rechnungsjahr 1957/58 beschäftigten 63,5 Prozent aller Jugendämter we-
niger als die Hälfte Fachpersonal, fast ein Viertel (22 Prozent) aller Jugendäm-
ter verfügte sogar überhaupt kein Fachpersonal (vgl. Vogel 1960, S. 152). Dass 
es spezifischer Fachkompetenzen bedarf, um qualifiziert im Jugendamt arbei-
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ten zu können, darauf hatte Heinz Schneider (1964) unter Bezug auf die Studie 
von Vogel hingewiesen. Er führte seinerzeit aus: 

„Um die Fehlentwicklung des Erziehungsprozesses in ihren Anfängen zu erkennen, bedarf 

es nicht nur praktischer Erfahrung, sondern regelmäßig einer fundierten sozialpädagogischen 

Ausbildung. […] Ein Amt ohne Fachkräfte ist während seiner täglichen Arbeit für eine zwar 

nicht feststellbare, aber nicht zu leugnende Zahl von Kindern und Jugendlichen, die seiner 

Hilfe bedürfen, zwangsläufig blind.“ (Schneider 1964, S. 139, Hervorhebung im Original) 

Er wendete sich damit gegen die bis dato praktizierte Grundannahme, dass mit 
Alltagswissen die schwierigen Fallkonstellationen angemessen zu bearbeiten 
seien, aber mehr noch weist er als Jurist auf ein damit verbundenes rechtsstaat-
liches Problem hin: „Dieser Zustand […] führt im Bereich der individuellen 
Erziehungshilfe zu einem faktischen Zusammenbruch rechtsstaatlicher Ver-
waltung […]“ (Schneider 1964, S. 140). An beiden Problemlagen konnte der 
Gesetzgeber nicht länger vorbeisehen, Fachlichkeit und Rechtsstaatlichkeit 
waren (und sind) zwei Seiten derselben Medaille. Konsequenterweise finden 
sich dann auch später in den Nachfolgeregelungen, d. h. 1989 bei der Verab-
schiedung des SGB VIII (Kinder- und Jugendhilfe) in § 72 (Mitarbeiter, Fort-
bildung) sowie 2003 des SGB XII (Sozialhilfe) in § 6 (Fachkräfte) inhaltsglei-
che Nachfolgeregelungen. 

3. Periode: 1969-1999 

Die durch die wirtschaftliche Prosperität der Nachkriegsjahre induzierte Euro-
päisierung des Wirtschaftsraumes sorgte für Veränderungsnotwendigkeiten im 
Bereich der Bildungspolitik. Aus dem Umstand des niedrigeren Abschlussni-
veaus für deutsche Ingenieure gegenüber denen anderer Länder der Europäi-
schen Wirtschaftszone (EWG) folgten die stärksten Impulse, eine entsprechen-
de Qualifikation vorzuhalten: Das war die Geburtsstunde der Fachhochschu-
len. Gleichsam im Huckepackverfahren zogen die Höheren Fachschulen für 
Sozialarbeit mit und stiegen in den tertiären Bildungssektor auf. 

Die sich damit vollziehende Akademisierung der Sozialpädagogik/Sozial-
arbeit – ab 1969 an Universitäten, ab 1971 an den neu gegründeten Fachhoch-
schulen – zerreißt jedoch das einigende Band, das sich aus den gemeinsamen 
Aufgaben ergibt, wie seit den 1920er Jahren immer wieder beteuert wurde. 
Fachhochschulen und Universitäten finden nicht zusammen, es entsteht eine 
„gebrochene Zweistufigkeit“ (Pfaffenberger 1993, S. 15). Dass die Institutio-
nalisierung an zwei Orten durchaus sach- und gegenstandsangemessen sein 
könne (vgl. Tenorth 1994, S. 27), gerät völlig aus dem Blick. 

Das Verhältnis zwischen Universitäten und Fachhochschulen bleibt in den Fol-
gejahren konkurrent. Die Verleihung des Diplomabschlusses ab 1979 durch die 
Fachhochschulen wirkt hier nicht befriedend, sondern vergrößert eher das Abgren-
zungsbedürfnis. Mit Freud lässt sich diese Situation des Abgrenzungsbedürfnisses 
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aufgrund allzu großer Nähe zur Kenntlichmachung der eigenen Identität als „Nar-
zissmus der kleinen Differenz“ (Freud 1986, S. 243) charakterisieren: 

„Man erkennt nun darin eine bequeme und relativ harmlose Befriedigung der Aggressions-

neigung, durch die den Mitgliedern der Gemeinschaft das Zusammenhalten erleichtert wird.“ 

(Freud 1986, S. 243). 

In diesem Zusammenhang gewinnt die Staatliche Anerkennung dann eine ei-
gene Bedeutung, die bis zur Gegenwart fortwirkt. Während sie ab 1918 noch 
als Berufspraktikum im Sinne einer Bewährungszeit nach der theoretischen 
Ausbildung etabliert wurde und in den 1950er Jahren eine formale Ausgestal-
tung erfuhr, wird sie mit Blick auf die Etablierung der Fachhochschulen, an 
deren Abschlüsse sie in den Folgejahren ausschließlich gebunden war, bis heu-
te historisch verklärt: 

„Die 1971 eingeführte Staatliche Anerkennung war ein Teil des Wandels innerhalb der Ausbil-

dung. […] In dieser Phase kam es innerhalb der Sozialen Arbeit zu heftigen Debatten darüber, ob 

der Abschluss der Hochschule (das Diplom) oder die Staatliche Anerkennung als zukünftiges Gü-

tesiegel gelten solle. Das Diplom wurde der akademische Abschluss, die Staatliche Anerkennung 

bildete die Voraussetzung für die Zulassung zum Beruf.“ (Leinenbach et al. 2022, 86f.) 

Weder wurde 1971 die Staatliche Anerkennung noch das Diplom eingeführt, 
auch die Frage nach einem Gütesiegel wurde seinerzeit nicht gestellt. Und 
nicht zuletzt wurde spätestens 1961 mit der Einführung des § 16 JWG und § 
102 BSHG der (später: akademische) Abschluss – und nicht die Staatliche An-
erkennung – als Berufszugang normiert: das Fachkräftegebot. 

Schmitt (2007) weist in Bezug auf das Berufspraktikum darauf hin, dass 
mit dem Einrücken der Sozialarbeiterausbildung in den tertiären Bildungsbe-
reich die Bundesländer zum Träger der Qualifikation wurden und die Kommu-
nen und Wohlfahrtsverbände, die bis dato Träger der Höheren Fachschulen 
waren, ihre Gestaltungshoheit einbüßten. Das Berufspraktikum, an das die 
Staatliche Anerkennung gebunden wurde, ist für ihn Ausdruck einer „Restein-
flussnahme auf die in der Ausbildung vermittelten und in der Rolle der Anstel-
lungsträger später geforderten Kompetenzen des späteren Berufsnachwuch-
ses“ (Schmitt 2007, S. 21f.). 

4. Periode: 1999-2018 

Mit dem Bologna-Prozess hat sich ab 1999 die Situation noch einmal verän-
dert. Die Einführung des konsekutiven Studienaufbaus Bachelor/Master schuf 
die Gleichwertigkeit der Studienabschlüsse, unabhängig vom Hochschultypus, 
an dem sie erworben wurden. Das bisherige Diplom einer Fachhochschule, das 
für den gehobenen Dienst qualifizierte, entspricht dem Bachelorabschluss (vgl. 
BT-Drs. 15/1445, S. 3, Frage 5), der Masterabschluss korrespondiert mit dem 
bisherigen Universitätsdiplom. Mit der Etablierung von Masterstudiengängen 
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an Fachhochschulen wurde folglich deren Gleichstellung mit Universitäten 
vorgenommen (vgl. u. a. Leinenbach et al. 2022, S. 104). 

Das Thema Staatliche Anerkennung taucht dann mit der Umstellung der 
Studiengangstruktur als Regelungsbedarf erneut auf, diesmal auf der politi-
schen Ebene bei der sachlich dafür zuständigen Jugend- und Familienminis-
terkonferenz (JFMK). Auf ihrer Sitzung am 29. und 30. Mai 2008 hat sie be-
schlossen, „die staatliche Anerkennung als Reglementierung des Berufszu-
gangs der Absolventinnen und Absolventen des Studiengangs Sozialarbeit/So-
zialpädagogik beizubehalten“ (JFMK 2008, S. 1, Zif. 1). Zur Begründung führt 
die JFMK dann weiter aus: 

„Der staatlichen Anerkennung als Reglementierung des Berufszuganges von Sozialarbei-

tern/Sozialpädagogen wird in der Fachöffentlichkeit weiterhin hohe Bedeutung beigemes-

sen. Sie gilt als Gütesiegel, mit dem die Qualität der Ausbildung, insbesondere deren Pra-

xisbezug und die Professionalität der Absolventinnen und Absolventen auch hinsichtlich der 

Ausübung hoheitlicher Aufgaben gewährleistet wird.“ (Ebd., S. 3) 

Auch bei der JFMK taucht der Begriff des Gütesiegels auf, der jedoch inhalt-
lich nicht bestimmt wird. Es wird allerdings eher implizit durch den Verweis 
auf den Praxisbezug und die Professionalität von Absolventinnen und Absol-
venten von einer Ergebnisqualität ausgegangen. Auffällig ist dabei, dass weder 
empirische Belege hierfür angeführt werden, noch dass widersprechende em-
pirische Befunde irritieren. Ungeklärt bleibt auch der Bezug auf sogenannte 
hoheitliche Tätigkeiten. 

Mit ihrer Entscheidung hat die JFMK jedoch ein weiteres Problem herauf-
beschworen, nämlich den Ausschluss der Zuerteilungsmöglichkeit einer Staat-
lichen Anerkennung für andere Studienabschlüsse. Die betrifft insbesondere 
die Diplom-Pädagoginnen und Diplom-Pädagogen mit dem Schwerpunkt So-
zialpädagogik, denen damit der Zugang zu sozialpädagogischen Arbeitsfel-
dern (insbesondere in öffentlicher Trägerschaft) verwehrt wird. 

Die Entscheidung der JFMK widerspricht der Logik des Bologna-Prozes-
ses. Gleichwertige (nicht aber identische) Leistungen und Abschlüsse sind ge-
genseitig anzuerkennen. Dies wird jedoch von vornherein mit Blick auf uni-
versitäre erziehungswissenschaftliche Bachelor- und Masterabschlüsse mit 
dem Schwerpunkt Sozialpädagogik unterbunden. Vielmehr fixiert sie die An-
erkennungsmöglichkeit an die Curricula der Fachhochschulen mit dem Studi-
engang Sozialarbeit/Sozialpädagogik: 

„Die JFMK spricht sich dafür aus, dass auf der Grundlage des Qualifikationsrahmens Soziale 
Arbeit des Fachbereichtags vom 31. Mai 2006 für die Frage der stattlichen [sic!] Anerken-

nung die Prüfung erfolgt, ob der Studiengang die qualitativen Voraussetzungen dafür bietet, 

dass die Absolventinnen und Absolventen die fachlichen Anforderungen in der sozialen Pra-

xis erfüllen. Dies sind: 

• Bachelorabschluss in einem Studiengang der Sozialen Arbeit, 

15 



 

 

         

        

           

          

    

           

         

           
           

               

      
  

     
         

    
            

        
       

     
          

      
        

          
       

      
      

      

          

          

               

           

          

             

      

            

          

   
         

    
     

          

Roland Merten 

• ausgewiesene Kenntnisse der relevanten deutschen Rechtsgebiete mit exemplarischer 

Vertiefung auf Landesebene sowie der Erwerb administrativer Kompetenzen, 

• angeleitete Praxistätigkeit in von der Hochschule bzw. der zuständigen Behörde aner-

kannten, fachlich ausgewiesenen Einrichtungen der Sozialen Arbeit im Umfang von 

mindestens 100 Tagen und 

• eine kritische Reflexion des in Hochschule und Praxisfeldern erworbenen Wissens un-

ter den Bedingungen angeleiteter Praxis.“ (JFMK 2008, S. 1f.) 

Jenseits des Hinweises, dass dieser Beschluss der JFMK nicht aus sich heraus 
verbindlich ist, weil die JFMK keine „‚gesetzgebende Gewalt‘ im Sinne des 
Art. 20 Abs. 2 Satz 2 GG“ (VG Münster 2018, Rn. 48) darstellt, ist die Eng-
führung der Anerkennungsvoraussetzungen auf einen (fachhochschulischen) 
Studiengang Soziale Arbeit sachlich nicht geboten, weil damit Äquivalenz-
möglichkeiten von vornherein ausgeschlossen werden. 

Die Kommission Sozialpädagogik der Deutschen Gesellschaft für Erzie-
hungswissenschaft (DGfE) hat deshalb ein Gutachten in Auftrag gegeben, das 
die Frage der „Staatlichen Anerkennung in Berufen der Sozialen Arbeit“ (Wies-
ner et al. 2017) eingehend beleuchtet. Auch in diesem Gutachten wird deutlich 
herausgearbeitet, dass die Fixierung der Erteilungsmöglichkeit einer Staatlichen 
Anerkennung auf Studiengänge der Sozialen Arbeit bei gleichzeitigem Aus-
schluss erziehungswissenschaftlicher Studiengänge mit dem Schwerpunkt Sozi-
alpädagogik willkürlich erscheint (vgl. ebd., S. 39). Denn damit wird einerseits 
die Berufsfreiheit der potenziellen Absolventinnen und Absolventen sachgrund-
los eingeschränkt. Andererseits wird über die Festschreibung des Qualifikations-
rahmens Soziale Arbeit des Fachbereichstags (der im Wesentlichen von den 
Fachhochschulen gestellt wird) als Anspruchsvoraussetzung zur Erteilung einer 
Staatlichen Anerkennung indirekt (aber wirkungsvoll) in die Wissenschaftsfrei-
heit der an Universitäten lehrenden erziehungswissenschaftlichen Hochschulleh-
renden (mit dem Schwerpunkt Sozialpädagogik) eingegriffen. 

„Aus verfassungsrechtlicher Sicht ist bei den einzelnen landesrechtlichen Regelungen zur An-

erkennung von Ausbildungsgängen zu prüfen, ob die damit verbundenen (mittelbaren) Eingrif-

fe in die Wissenschaftsfreiheit (Art. 5 GG) und in die Berufsausübungsfreiheit (Art. 12 GG) für 

das angestrebte Regelungsziel, also die Qualifizierung der fachlichen Arbeit, geeignet und er-

forderlich sind. Soweit landesrechtliche Regelungen über die staatliche Anerkennung sozialer 

Berufe explizit oder implizit nur auf Studiengänge der Sozialen Arbeit bezogen sind und erzie-

hungswissenschaftliche Studiengänge mit sozialpädagogischem Schwerpunkt (an Universitä-

ten) ausnehmen, erscheint eine solche Engführung willkürlich und nicht mit dem Regelungsziel 

vereinbar.“ (Wiesner et al. 2017, S. 39, Hervorhebung im Original) 

Nun besteht bei von interessierter Seite beauftragten Gutachten immer der Ver-
dacht der Gefälligkeit gegenüber dem Auftraggeber. Der im Gutachten ange-
sprochene Sachverhalt der willkürlich eingeschränkten Berufsausübungsfrei-
heit für erziehungswissenschaftliche Universitätsabsolventinnen und -absol-
venten mit dem Schwerpunkt Sozialpädagogik ist im Folgejahr 2018 dem 
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sächsischen Oberverwaltungsgericht (OVG) in Bautzen zur Entscheidung vor-
gelegt worden. Hier hatte eine Diplom-Pädagogin mit dem Schwerpunkt Sozi-
alpädagogik die ihr mit Hinweis auf das Sächsische Sozialanerkennungsgesetz 
(SächsSozAnerkG) verweigerte Staatliche Anerkennung rechtlich angegriffen. 
Die Klage war erfolgreich und das Gericht in seiner Begründung unmissver-
ständlich: 

„Ein Ausschluss von universitären Abschlüssen von der Möglichkeit einer staatlichen Aner-

kennung entbehrt indes eines sachlichen Grundes. Es gibt bei der Bewertung von Hochschul-

abschlüssen an Universitäten und Fachhochschulen keine belastbaren Unterschiede (mehr).“ 

(OVG BZ, Rn. 29, ebenso Rn. 33) 

Das OVG bringt auf diese Weise auch die Logik des Bologna-Prozesses wie-
der zur Geltung. Abschlussanerkennung ist keine Einbahnstraße zugunsten der 
Fachhochschulen gegenüber den Universitäten. 

Gleichwohl wäre es denkbar, dass der Landesgesetzgeber universitäre Ab-
solventinnen und Absolventen deshalb ausschließen wollte, weil sie nicht die-
selben Qualifikationsmerkmale aufweisen wie Absolvierende der Fachhoch-
schulen. Aber auch dieser Regelungsabsicht hat das Gericht einen Riegel vor-
geschoben. 

„Selbst wenn man davon ausgehen wollte, dass mit § 1 Abs. 1 SächsSozAnerkG Universi-

tätsdiplome ausgeschlossen werden sollten, so lässt sich das angesichts der heute geltenden 

Rechtslage in Ansehung von Art. 12 Abs. 1, 3 Abs. 1 GG, Art. 28 Abs. 1, 18 Abs. 1 SächsVerf 

nicht oder jedenfalls nicht mehr verfassungsrechtlich halten.“ (OVG BZ. Rn. 24) 

Mit dem Verweis auf Art. 12 GG macht das Gericht noch einmal den Verfas-
sungsrang des Rechts der freien Berufsausübung für einschlägig und gleich-
wertig Qualifizierte deutlich. Der Verweis auf die Historie der Staatlichen An-
erkennung ist dabei zwar ein erklärendes, aber kein begründendes Argument. 

Zudem würde mit der Einschränkung der Verleihung der Staatlichen An-
erkennung der Gleichheitsgrundsatz verletzt. Auch hier steht wieder ein ver-
fassungsmäßiger Anspruch, zu dessen Einschränkung sehr hohe Hürden ge-
nommen werden müssten. 

„Sie muss, auch wenn sie ‚nur‘ als Beschränkung der Berufsausübungsfreiheit zu verstehen 
wäre, jedenfalls vernünftigen Zwecken des Gemeinwohls dienen und darf den Berufstätigen 

nicht übermäßig oder unzumutbar treffen, muss also dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 

genügen (vgl. BVerfG, Kammerbeschl. v. 7. März 2012 – 1 BvR 1209/11 –, juris m. w. N.) 

und darf insbesondere […] nicht gleichheitswidrig sein.“ (OVG BZ, Rn. 29) 

Letztlich wäre mit einer landesrechtlich einfachen Gesetzgebung ein fakti-
sches Berufsverbot für Universitätsabsolventinnen und -absolventen mit dem 
Schwerpunkt Sozialpädagogik verbunden. Der Verweis auf den erwähnten 
Qualifikationsrahmen ist kein taugliches Argument, um die vom Gericht an-
gesprochene Verhältnismäßigkeit zu wahren. 
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Der Freistaat Sachsen hat nun seinerseits versucht, das Urteil des OVG, das 
eine Berufung ausgeschlossen hat, anzugreifen. Das Bundesverwaltungsge-
richt ist dem Freistaat Sachsen in seiner Argumentation jedoch nicht gefolgt, 
sondern hat die Klage zurückgewiesen. Es hat noch einmal deutlich formuliert, 
dass die vom OVG Bautzen vorgenommene Interpretation, auch universitäre 
Absolventinnen und Absolventen vergleichbarer Studienabschlüsse in das 
Recht auf eine Staatlichen Anerkennung einzubeziehen, rechtlich geboten ist. 

„Das Ergebnis einer verfassungskonformen Auslegung muss demnach nicht nur vom Wort-

laut des Gesetzes gedeckt sein, sondern auch die prinzipielle Zielsetzung des Gesetzgebers 

wahren. Das gesetzgeberische Ziel darf nicht in einem wesentlichen Punkt verfehlt oder ver-

fälscht werden.“ (BVerwG 2018, Rn. 16) 

Genau dies hat aber der Landesgesetzgeber erkennbar entgegen der Intention 
des Bundesgesetzgebers gemacht. 

Die bisherige Auslage der Staatlichen Anerkennung und die Beschränkung 
ihrer Verleihung auf Absolventinnen und Absolventen von Fachhochschulen 
bzw. Hochschulen für angewandte Wissenschaften widerspricht der vom OVG 
Bautzen eingeforderten verfassungsrechtlichen Gleichheitsanforderung (in-
zwischen) eklatant. Um dies deutlich werden zu lassen, bedarf es eines Blicks 
auf das Jahr 1989, in dem das Kinder- und Jugendhilfegesetz verabschiedet 
wurde, dessen Artikel 1 das „Sozialgesetzbuch, Achtes Buch (VIII): Kinder-
und Jugendhilfe“ (BT-Drs. 11/5948, S. 8ff.) umfasst. Der Bundesgesetzgeber 
hatte bereits seinerzeit das Fachkräfte-Gebot im § 64 des Gesetzentwurfs ver-
ankert, der dann im Laufe des Gesetzgebungsverfahrens zum späteren § 72 
SGB VIII wurde. Hier wird normiert, dass „Jugendämter und Landesjugend-
ämter hauptberuflich nur Personen beschäftigen, die sich für die jeweilige Auf-
gabe nach ihrer Persönlichkeit eignen und eine dieser Aufgabe entsprechende 
Ausbildung erhalten haben (Fachkräfte) oder aufgrund besonderer Erfahrun-
gen in der sozialen Arbeit in der Lage sind, die Aufgabe zu erfüllen“ (BT-Drs. 
11/5948, S. 22). Zur inhaltlichen Bestimmung dessen, was unter einer solchen 
Fachkraft zu verstehen ist bzw. welche formale Qualifikation sie aufweisen 
muss, um in der öffentlichen Kinder- und Jugendhilfe hauptberuflich beschäf-
tigt zu werden, dazu hat der Gesetzgeber eine entsprechende, nicht abschlie-
ßende Aufzählung der einschlägigen Qualifikationen vorgelegt: 

„Die Vorschrift enthält den Grundsatz der Verwendung von Fachkräften. Fachkräfte der Ju-

gendhilfe sind vor allem Sozialarbeiter, Sozialpädagogen, Erzieher, Psychologen, Diplom-

pädagogen, Heilpädagogen, Sonderschulpädagogen, Psychagogen, Jugendpsychiater, Psy-

chotherapeuten und Pädiater.“ (BT-Drs. 11/5948, S. 97) 

Im gesamten Gesetzentwurf und dem dann verabschiedeten SGB VIII sind aus-
schließlich (neben den unbestimmt belassenen Persönlichkeitsmerkmalen) un-
terschiedliche fachliche Qualifikationsmerkmale zur Erfüllung der Anerken-
nung als Fachkraft und damit als Zugangsvoraussetzung für die hauptamtliche 
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Beschäftigung ausgewiesen (siehe den Beitrag von Oelerich/Hengstenberg in 
diesem Heft). 

Schluss 

Im Thema Staatliche Anerkennung, das sich vordergründig allein als professi-
onstheoretisches und professionspraktisches Problem darstellt, werden bei ge-
nauerer Betrachtung sehr unterschiedliche Herausforderungen und Konfliktli-
nien deutlich. Hier verbinden sich sowohl fachliche, fachpolitische als auch 
machttheoretische Positionen. Im vorliegenden Beitrag werden die unter-
schiedlichen Etappen und die mit ihnen verbundenen differenten Problemla-
gen herausgearbeitet. Inzwischen hat sich die Rechtsprechung weiterentwi-
ckelt und die bis dato bestehende prohibitive Wirkung einer Staatlichen Aner-
kennung zuungunsten universitärer erziehungswissenschaftlicher Absolven-
tinnen und Absolventen mit dem Schwerpunkt Sozialpädagogik im Grundsatz 
aufgebrochen. Damit ist allerdings nur ein erster Schritt getan, die weiteren 
Schritte werden in der einfachgesetzlichen Neuregelung landesspezifischer 
Regelungen liegen müssen, damit alte und inzwischen überkommene Rege-
lungswirkungen, die mehr als 100 Jahre alt sind, an die Berufswirklichkeit pro-
fessionalisierter Sozialarbeit/Sozialpädagogik angeschlossen werden. Auch 
wenn die entscheidende Hürde genommen zu sein scheint, so liegt doch noch 
ein langer Prozess vor einem erfolgreichen Abschluss. 

Roland Merten, Prof. Dr., ist staatlich anerkannter Diplom-Sozialpädagoge (FH) 
und Diplom-Sozialarbeiter und leitet den Lehrstuhl für Sozialpädagogik und au-
ßerschulische Bildung an der Friedrich-Schiller-Universität Jena. 
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